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Anfrage zur schriftlichen Beantwortung E-9935/2010
an die Kommission
Artikel 117 der Geschäftsordnung
John Attard-Montalto (S&D)

Betrifft: Verbraucherschutz: Fernsehgebühren in Malta

In den 1960er-Jahren wurde für jeden Haushalt in Malta eine Fernsehgebühr für alle Geräte 
festgesetzt, mit denen man im Land Fernsehübertragungen empfangen konnte. Damals gab es nur 
eine Sendeanstalt, und die vom Staat eingeführte Fernsehgebühr war direkt an diese Anstalt zu 
entrichten. Im Jahr 1975 übernahm der Staat diese Sendeanstalt und verwandelte sie in ein 
staatseigenes landesweites Fernsehunternehmen. Die Fernsehgebühr war natürlich eine Steuer, aber 
niemand erhob dagegen Einspruch, weil man eine Leistung erhielt. Zu dieser Zeit waren von diesem 
einheimischen Unternehmen in der Regel nur Schwarz-Weiß-Übertragungen zu empfangen. Im Jahr 
1981 brachte die Regierung ein Vorhaben zur Einführung von Farbfernsehen und Farbfernsehgeräten 
auf den Weg und beschloss, das Geld aus den Fernsehgebühren an das staatseigene landesweite 
Fernsehunternehmen weiterzugeben.

Heute können die Menschen in Malta unter mehreren Fernsehanstalten wählen. Sie können 
außerdem wählen, ob sie die Fernsehausstrahlungen über Kabel oder Satellit oder beides empfangen 
möchten. Für Kabelfernsehen zahlt man eine Monatsgebühr je nach dem Paket und dem gewählten 
Anbieter. Beim Satellitenfernsehen zahlt man für die Zugangskarte. Man bezahlt sowohl die 
Dienstleistung als auch eine Steuer – die Mehrwertsteuer.

Obwohl der Verbraucher den privaten Leistungserbringer bezahlen muss, um dessen Sendungen 
empfangen zu können, wurde die Fernsehgebühr nicht abgeschafft. Sie wird bis heute an den Staat 
gezahlt. Wenn man all diese Umstände berücksichtigt, dann beginnt man sich zu fragen, ob es 
gerecht ist, eine Fernsehgebühr zu entrichten, ohne tatsächlich etwas dafür zu erhalten. Die Zahlung 
einer Fernsehgebühr ist zum Anachronismus geworden.

Hat die Kommission die Möglichkeit, diese Frage zu klären?


